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3     
7/2009-Sch 

 
  

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Dienstag, 15. Dezember 2009  
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. EG.        Peter Reiter 
  4. GV.        Stefan Gaisbichler  
  5. EG.        Jakob Moser 
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger  
  7. GR.        Mag.Dr. Bernhard Roither  
  8. GR.        Franz Huber  
  9. GR.        Peter Wechselauer 
10. GR.        Thomas Ebetsberger  
11. GR.        Franz Bauer 
12. GR.        Manuela Brunbauer  
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer  
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer  

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer  

16.  GV.        Ing. Kurt Berger  
17.  EG.         Magdalena Berger  
18.  GR.        Herbert Kritzinger  
19.  EG.        Roswitha Mohr  

  20.  GR.        Günther Kasper  
21.  GR.        Rudolf Stockinger  
22.  GR.        Erich Steinwendner  
23.  GR.        Michaela Schuster  
24. GR.         Andreas Distler  
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  GR.         Ing. Heinz Hackl  
26.  GR.         Mag. Erich Kaniak 
27.  GR.        Dorfer Christa 
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger  
29.  GR.         Walter Liehmann  

 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 

30. GR.        Wolfgang Vogel  
31. GR.        Isolde Katamay   

 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt    
 
 
 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b) die Verständigung hiezu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 4.12.2009 öffentlich 

kundgemacht wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 11.11.2009 bis zur heutigen Sitzung 

während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur 
Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss 
Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Stefan Gaisbichler  
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer          
 
 Für die FPÖ-Fraktion:          GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Wolfgang Vogel 
 
 
Der Bürgermeister nimmt die Angelobungen von EG. Peter Reiter und EG. Magdalena Berger vor. 
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Tagesordnung 

 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
a) Bei der Aktion Familienoskar erhielt die Marktgemeinde Seewalchen eine Dankurkunde 
 
b) Landeszuschuss von LH Pühringer in Höhe von € 9.200,-- für Sanierung Landesmusikschule  
 
c) Bauhofarbeiter Helmut Lingner hat am 4.12.20089 gekündigt.  
 
d) Manuel Stiglbauer wurde mit 9.12.2009 für 3 Monate als Aushilfe aufgenommen.  
 
e) TOP. 3 wird abgesetzt 
 
 
 
 
Fragestunde 
 
4 Zuhörer, Keine Anfragen 
 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1  des Bürgermeisters vom 10.12.2009 
 
Kündigung der Vereinbarung  zwischen der Marktgemeinde Seewalchen a. A. und Herrn 
Soupper vom 25. Februar 1956 
 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage Nr. 1) vor. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
 
1.  Steuern 

Festsetzung der Hebesätze für Steuern- u. Abgaben im Jahr 2010 
 
Bgm.Reiter: 
Die Hebesätze der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee für Steuern- und Abgaben bleiben 
gegenüber dem Jahr 2009 mit Ausnahme der Anpassung der Abfallgebühren unverändert. Die 
Steuerhebesätze einer Gemeinde sind jährlich so zeitgerecht festzusetzen, dass sie mit Beginn des 
neuen Finanzjahres in Kraft treten können.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Hebesätze der Gemeindesteuern- und Abgaben für das Finanzjahr 2010 wie folgt 
festzusetzen: 

 
Grundsteuer f. land- u.forst- wirtschaftliche Betriebe (A) mit ...  500 v.H.des Steuerm.Betrages 
Grundsteuer f. Grundstücke (B) mit.........................................  500 v.H.des Steuerm.Betrages 
 
Hundeabgabe mit ........................................................................... €    30, -  pro Hund, 
                                                                                                           €   15,     für Wachhunde 
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Die Abfallgebühren betragen ab 1.1.2010::    
 
1) Die Abfallgebühr beträgt:    
      
   A)  je abgeführte Abfalltonne    
    mit 120 Liter Inhalt € 4,78   excl. Ust. 
    mit  110 Liter Inhalt € 4,54   excl. Ust. 
    mit   90 Liter Inhalt € 4,31   excl. Ust. 
    mit   60 Liter Inhalt € 4,16   excl. Ust. 
      
   B)  je abgeführtem Container mit :    
    mit  1.100 Liter Inhalt € 45,40   excl. Ust. 
    mit     770 Liter Inhalt € 33,52   excl. Ust. 
      

C)  je abgeführtem Abfallsack mit:    
    mit  110 Liter Inhalt € 4,54   excl. Ust. 
         
(2) Zusätzlich zu den in Abs. ( 1 ) festgesetzten Gebühren ist eine jährliche  
 
    Grundgebühr zu entrichten; diese beträgt:   

 
a)   pro gehaltener Abfalltonne  € 44,46   excl. Ust.    
b)   für Ferienwohnungen im Sinne des o.ö. Tourismusgesetzes  € 29,68   excl. Ust. 
c)   für ganzjährig bewohnte Objekte mit mehr als 3 Wohneinheiten:    

    ca)   pro gehaltener Abfalltonne € 44,46   excl. Ust. 
    cb)   pro gehaltenem Container mit:   
            mit  1.100 Liter Inhalt € 444,62   excl. Ust. 
               mit 770 Liter Inhalt € 394,36   excl. Ust. 

d)   für Betriebe:     
    da)  pro gehaltenem Container: € 157,75   excl. Ust. 
 
Die Gebühren für die Biomüllentsorgung bleiben unverändert! 
 
Vizebgm.Weichselbaumer möchte wissen, ob es seitens des Amtes eine Möglichkeit gibt, die 
Indexanpassung für mehrere Jahre zu beschließen, damit man nicht jedes Jahr darüber wieder 
diskutieren müsse. Er wolle wissen, ob es da eine rechtliche Möglichkeit gäbe und ob überhaupt 
Interesse bestünde. 
 
AL Schmidt antwortet, dass es rechtlich leider so sei, dass es trotz einer Indexklausel für mehrere 
Jahre dies jeweils vom Gemeinderat zu beschließen sei.  
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
2.  Voranschlag  

für das Finanzjahr 2010 
 
Bgm.Reiter: 
Der Voranschlagsentwurf für das Finanzjahr 2010 ist gemäß § 76 Abs. 2 der O.ö. Gemeindeordnung 
1990 zwei Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme im Marktgemeindeamt aufgelegen. Gegen diesen 
Entwurf sind keine Erinnerungen eingebracht worden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Voranschlag für das Finanzjahr 2010 wie folgt zu genehmigen : 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 15.12.2009                                                                                  Seite 5 von 19 
 
 

Ordentlicher Haushalt:           Ausgaben :    €  7,744.200,-   
Einnahmen:   €  7,744.200,-   

 
  Außerordentlicher Haushalt:      Ausgaben :    €  1,374.500,-  
                 Einnahmen:   €  1,366.500,- 
                Fehlbetrag:      - €         8.000,- 
 
Dieser Fehlbetrag resultiert aus dem Vorhaben Nr. 17 (Gemeindekooperationen  – 
Regionsbeschilderung) und wird mittels bereits zugesicherter Bedarfszuweisungsmittel im Finanzjahr 
2011 bedeckt. 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Finanzjahr 2010 zur Aufrechterhaltung der 
Zahlungsfähigkeit der Gemeindekasse in Anspruch genommen werden dürfen, wird mit € 1,290.700,-- 
festgesetzt. In diesem Höchstbetrag sind keine Kassenkredite enthalten, die auf Grund früherer 
Ermächtigungen aufgenommen und noch nicht zurückgezahlt sind. 
 
Der Gesamtbetrag der Darlehen, die zur Bestreitung von Ausgaben des außerordentlichen 
Voranschlages bestimmt sind, wird mit € 640.000,- festgesetzt. Dieses Darlehen wird zur 
Finanzierung des Kanalbauabschnitts 10 – Haining verwendet.  
 
Der Bürgermeister stellt folgende Zusatzanträge, 
 

1. den Dienstpostenplan lt. Beilage zum Budgetentwurf 2010 festzusetzen 
 

2. die Förderungen und Zuschüsse, welche die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee im     
Jahr 2010 an diverse Vereine und Institutionen gewährt, lt. vorliegender Aufstellung mit     
einer Gesamthöhe von  € 311.600,-  festzusetzen 

 
3. die Schulbudgets für das Jahr 2010 in folgender Höhe festzusetzen: 

Volkschule Seewalchen          € 15.500,--  
Hauptschule Seewalchen        € 17.000,--  
Polytechnische Schule Seewalchen    € 10.200,--  
Musikschule             €   2.000,- 

 
4. die Richtlinien für die Budgetabwicklung in den angeführten Schulen zu beschließen 

 
5.  die Zuführung an die Rücklage „Arbeit & Wirtschaft“ mit € 25.000.- festzusetzen 

 
 
Der Bürgermeister stellt fest, dass das heurige Budgetjahr bereits gezeigt hätte, das die 
Wirtschaftskrise bei den Gemeinden angekommen sei. Etwa ab dem 1. Quartal seien die Einnahmen 
der Gemeinde aus den sogenannten Bundesertragsanteilen sukzessive nach unten gegangen. Es 
wären in den ersten drei Monaten noch leichte Erhöhungen zu sehen gewesen. Von da an waren die 
Einnahmen jedoch stark rückläufig bis zu einem Spitzenwert bei einer Monatsvorauszahlung in Höhe 
von minus 10 %. Über das Jahr gesehen werde man ca. € 200.000,-- weniger an den Ertragsanteilen 
einnehmen.  
Man müsse zusätzlich auch durch den bekannten Konkurs der Firma Häupl, die ab etwa der Hälfte 
des Jahres keine Bediensteten mehr beschäftigt, die kommunalsteuerpflichtig waren, Rückgänge 
hinnehmen. Das heißt, auch die Ausfinanzierung des heurigen Jahres werde schon nicht einfach.  
Für die Budgeterstellung des kommenden Jahres sei die Voraussetzung noch merkbar schlechter 
gewesen, da im Voranschlagserlass des Landes die prognostizierten Ertragsanteilssummen noch 
einmal nach unten korrigiert wurden mussten.  
Insgesamt habe man gegenüber dem Finanzjahr 2008 mit einem Rückgang bei den 
Bundesertragsanteilen von 10% zu rechnen. Summa summarum fehle es im kommenden Jahr um     
€ 350.000,-- an Einnahmen.  
Im Bereich der Gesundheits- und Sozialkosten seien die Ausgaben - wenn gleich nicht so exorbitant 
wie im Vorjahr - gestiegen, aber doch wieder im Schnitt um 3-5 %. Dies mache bei unseren Beiträgen 
gleich wieder so um die € 100.000,-- aus. Es sei ein sehr großer Spagat notwendig gewesen, um hier 
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einen Haushaltsausgleich zu schaffen, der nur dadurch möglich gewesen sei, dass wir vom Land eine 
sogenannte Strukturhilfe bekommen, die in etwa bei € 130.000,--- anzusetzen sei. Und erstmals, dass 
wir Überschüsse, die wir aus dem Kanalbetrieb erwirtschaften, nicht mehr zweckgebunden als 
Rücklage verwenden, sondern zur Bedeckung der Bestreitung der Ausgaben des ordentlichen 
Haushalts verwenden. Dies sei zulässig und in vielen Gemeinden bereits Usus und helfe jetzt 
natürlich, das schwierige Jahr 2010 zu überbrücken, ohne gleich eine Abgangsgemeinde zu werden.  
 
Er denke, es seien alle informiert, wie die Situation oberösterreichweit sei. Es seien an die 300 
Gemeinden in Oberösterreich bereits Abgangsgemeinden. Wenn die Entwicklung sich so weiter 
gestalte, sei die Prognose für Seewalchen ähnlich düster. Für das kommende Jahr wurde auf 
Vorschlag der Finanzabteilung, hier diese Bedeckungsmöglichkeiten auszunützen, und dann nach 
entsprechender Diskussion im Arbeitskreis Finanzen dieser Voranschlag erarbeitet worden, der 
hiermit zur Diskussion und anschließend zur Abstimmung komme. 
 
 
 
GR Hackl möchte seine Budgetrede oder obligate Rede sehr kurz gestalten, nämlich mit genau drei 
Worten. Alle seine Befürchtungen, die er vor ca. einem Jahr bereits kundgetan habe, seien 
eingetroffen. Ganz so einfach wolle er es nun aber doch nicht machen.  
Der Bürgermeister würde sagen, dass die Einnahmen sinken würden, zwar nicht im Sturzflug, aber 
stetig. Er habe sich eine Grafikkarte der APA über die frei verfügbare Finanzmassen der Gemeinden 
in Österreich ausgedruckt. Er würde dies schon als Sturzflug bezeichnen. Ähnliche Meldungen würde 
es von Eurostat geben, dies sei ebenfalls eine tolle Quelle.  
Die ganzen Gerüchte, die alle Wochen mal durch die Medien geistern, würden jeder Grundlage 
entbehren. Man müsse sich auf noch Schlimmeres einstellen. Das heurige Budget, wie der 
Bürgermeister bereits erwähnte, würde mit Ach und Weh über die Bühne gehen, aber unter 
Ausräumen fast aller unserer mühsam angesparten Rücklagen.  
Im heurigen oder im kommenden Budget sehe er fast keine Strukturmaßnahmen. Seine beiden 
Lieblingspunkte Sozialhilfeverband und Krankenanstaltenfond möchte er trotzdem erwähnen. Die 
Steigerungen seien nach wie vor exorbitant und mittlerweile zweifle er auch beim Sozialhilfeverband 
an der Gewichtung der vorliegenden Zahlen. Im ersten Budgetentwurf habe man mit Zahlen operiert, 
die am Ende unseren Beamten verbindlich bekannt gegeben wurde, dann habe es Gott sei Dank eine 
Änderung, eine Minderung, gegeben. Aber diese Minderung mache alleine für Seewalchen ca.          
€ 40.000,-- bis € 50.000,-- aus. Wenn man sich das hochrechne auf den ganzen Bezirk, sei das eine 
eher erhebliche Summe. Dieser Sinneswandel sei plötzlich vor 14 Tagen oder drei Wochen zustande 
gekommen und sei noch dazu nicht erklärbar. Er zweifle hier schon sehr an der Basis des Budgets 
des Sozialhilfeverbandes.  
 
Er werde trotzdem dem Budget zustimmen, aber nur unter einer Bedingung. Daher stelle er den 
Zusatzantrag,  

der Gemeinderat möge ein entsprechendes Gremium damit beauftragen, während des 
ersten Halbjahres 2010 strukturelle Maßnahmen für die finanzielle Weiterentwicklung der 
Gemeinde Seewalchen zu erarbeiten. 

 
Unter strukturellen Bedingungen verstünde er die Einnahmen zu erhöhen. Man habe sich ja alle 
miteinander in den letzten Jahren bemüht, es sei leider nicht gelungen, wie es sein sollte. Die zweite 
Möglichkeit sehe er darin – wenn die Einnahmen nicht größer werden und der Fördertopf des Bundes 
merklich spärlicher fließe, da die Aussichten, dass uns das Land unter die Arme greifen würde, seien 
auch nicht besonders rosig – das Land würde nächstes Jahr auch nicht mehr schuldenfrei sein mit 
dem derzeitigen Budgetansatz.  
Das Land muss auch Darlehen aufnehmen und seine Rücklagen verbrauchen. Es läge an uns 
Gemeinderäten, für die Zukunft Seewalchens vorzusorgen und dies bedarf eben struktureller 
Maßnahmen. Wenn es einnahmenseitig nicht gehe, müsse man ausgabenseitig tätig werden. So 
schmerzvoll das sei, aber es werde an Seewalchen nicht vorbeigehen. Unter der Bedingung, dass der 
Gemeinderat seinem Antrag zustimme, werde er dem Budget zustimmen, ansosten nicht. 
 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass er das Ausräumen all unserer Rücklagen nicht unwidersprochen 
lassen könne. Von diesem sei man Gott sei Dank noch weit entfernt. Das Einzige, was man aus den 
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Rücklagen tatsächlich entnehme und auch verbrauche und nicht wieder rückführen werde, sei der 
Anteil aus der ROG-Rücklage für den Straßenbau in Höhe von ca. € 70.000,--. Alles andere seien 
Zwischenfinanzierungen, die eigentlich wieder zurückfließen sollten. Außer die fix aus den Rücklagen 
zu entnehmenden Wirtschaftsförderungen für die Lehrlings- sowie Arbeitsplatzförderungen. Also 
würden die Rücklagen nicht ausgeräumt. Sie seien Gott sei Dank noch gut dotiert und bisher auch 
noch gut angelegt.  
Es sei jedoch richtig, dass man die Überschüsse, die über die Rücklagen zugeführt worden waren, 
heuer nicht mehr dorthin fließen, sondern im ordentlichen Budget landen würden.  
Den Zusatzantrag untersützte er gerne. GV Gaisbichler habe auch schon bei der Arbeitskreisitzung 
Finanzen vorgeschlagen, dass man ein laufendes Budgetcontrolling machen solle und diesbezüglich 
die Entwicklung regelmäßig kontrolliere um zu schauen, ob wir im Plan seien. Auch bei der 
Themenkonferenz wurde dies angeregt, dass man die Finanzsituation der Gemeinde zukunfts-
orientiert durchleuchten solle und auch Einsparungen und mögliche Einnahmenerhöhungen hier 
entsprechend diskutieren solle. 
 
 
GR Hackl antwortet darauf, dass sein Ausräumen der Rücklagen so gemeint gewesen sei, dass, 
wenn man ein Kaufmann sei und man wisse, man habe Rücklagen, die man wieder zurückführen 
wolle. Aber man sei nicht in der Lage auf Grund der Zahlen, dann sei es spätestens beim nächsten 
Budget das restlose Ausräumen.  
Zu der Thematik von GV. Gaisbichler möchte er noch sagen, dass er damals ebenso dafür gewesen 
sei. Er habe dies nun erweitert. GV. Gaisbichler wolle eine begleitende Kontrolle über das Finanzjahr 
haben. Er wolle eine Vorschau und Reaktionsmöglichkeiten, falls die Wirtschaftslage nächtes Jahr 
ähnlich schlecht sei. 
 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass bei der Themenkonferenz es ohnedies so besprochen wurde, dass 
dies dem Arbeitskreis Finanzen zugeordnet werde und dort die Thematik behandelt werde. Er 
unterstützte dies gerne. 
 
 
GR. Vogel W. teilt mit, dass die Wirtschaftskrise nun die Gemeinden erreicht habe. Hier zeige sich 
auch, dass sich die Dimensionen komplett verändern. € 1,5 Mrd. oder € 1,9 Mrd. koste die Rettung 
einer Bank in Kärnten. Das Interessante sei, dass diese Gelder immer da seien, und dann höre man 
vom Gemeindebundpräsidenten, dass ein Konjunkturpaket für die Gemeinden € 300 Mio. ausmachen 
würde. Dieser Betrag sei zwar auch schon ein bisschen unvorstellbar, ein bisschen weniger als die    
€ 1,5 Mrd. der Landes-Hypo-Bank.  
Diese Finanzspritze zur Selbsthilfe der Gemeinden, dass die Gemeinden wieder in eine Konjunktur 
hineingekommen, dass sie eine Konjunktur selber erzeugen können oder fördern können, oder einen 
Konjunkturaufschwung verstärken können durch eigene Maßnahmen, sei sicher das Notwendigste, 
was man in dieser Situation brauche. Nichts sei schlimmer als Gemeinden, die einen vollkommenen 
Stillstand haben, bei denen es nichts mehr gebe, die keine Investitionen haben würde.  
Daher müsse man, das sei zwar nicht Thema des heutigen Abends, weil Punkt 3 gestrichen wurde, 
schauen, dass die Großbauvorhaben möglichst schnell in die Schiene kommen. 
 
 
GV. Berger K. teilt mit, dass an den vorangegangenen Wortmeldungen natürlich sehr viel Wahres 
dran sei. Er möchte dies insofern ein bisschen verstärken, dass es heuer wahrscheinlich das letzte 
mal gelingen werde – wenn sich die grundsätzliche Situation nicht ändere – dass mit dem positiven 
Denken einem ausgeglichenem Budget zustimmen zu können, das letzte Mal so sein wird.  
Dieses Budget kann man nur ausgleichen, indem man Kunstgriffe mache, indem man von der linken 
in die rechte Schatulle irgendwelche Beträge schifft. Aber man könne nicht mehr wirklich davon 
ausgehen, dass man ein Budget zusande bringe, mit dem man unsere Gemeinde steuern könne.  
Wie stark die Situation wirklich sein werde, wird man beim Rechnungsabschluss sehen, den man in 
der März- oder Aprilsitzung zu bewerkstelligen habe. Da werde man dann sehen, ob wir 2009 wirklich 
noch ausgleichen können. Wenn es dort gelingt auszugleichen, dann nur deswegen, weil man laut 
Zusage des Landes bereits € 130.000,-- Strukturhilfe bekommen würde, mit dem nicht gerechnet 
worden war und weil man die Budgetansätze, die für das Schulzentrum angesetzt wurde, für den 
Budgetausgleich verwendet worden sei. Unter dieser Prämisse wäre angedacht gewesen, einen 
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mittelfristigen Finanzplan vorzulegen, wo Schulzentrum und einige andere Dinge nicht mehr 
vorgesehen gewesen wären.  
Das sei sicherlich ein Weg, wie man die Gemeinde wahrscheinlich nicht in den Griff bekommen 
werde. Die SPÖ werde diesem Budget zustimmen, obwohl sie davon überzeugt ist, dass man diesen 
Ausgleich beim Jahresabschluss für das Jahr 2010 nicht mehr wirklich zusammenbringen werde. 
Dem Zusatzantrag wegen der Budgetkontrolle bzw. Nachdenken über strukturelle Veränderungen 
werde man zustimmen und er hoffe, dass man hier diesbezüglich auch Einstimmigkeit zusammen 
bringe.  
Man müsse noch mehr zusammenrücken und mit einem Schulterschluss gemeinsam versuchen, die 
Dinge auf die Reihe zu bekommen. Er wolle gar nicht darauf zurück greifen, wie die letzten Jahre 
schon immer von ihm angesprochen, dass man schauen müsse, die Strukturen dahingehend zu 
ändern, dass man eigene Steuern aufbringen könne. Man habe es geschafft durch einige glückliche 
Zufälle, die Kommunalsteuer über die Grundsteuer B zu bringen. Man habe in diesem Jahr wieder 
leidvoll erfahren müsse, wie schwierig es sei, wenn Firma einfach ausfällt und für die Gemeinde         
€ 10.000,-- bis 30.000,-- auf diese Art Flöten gehen.  
Er glaube es sei notwendig, dass die zukünftigen Investitionen sehr gut gemeinsam überdacht 
werden und auch über die Langfristigkeit nachgedacht werden solle. Dass es unter Umständen 
vielleicht gescheiter wäre, in der jetzigen Konjunkturphase womöglich die einen oder anderen Euro 
100.000,-- in die Hand zu nehmen, um dabei aber auch entsprechend Folgekosten zu sparen, wie 
z.B. bei Energieeffizienz und solchen Dingen. In diesem Sinne glaube er, dass man dem Budget 
zustimmen solle und man solle sich gemeinsam bemühen, diesem ausgeglichenen Budget auch die 
Chance zu geben, dass es ausgeglichen bleibe und dazu werde es notwendig sein unter Umständen 
auf das Eine oder Andere im Jahr 2010 zu verzichten. 
 
 
GV. Gaisbichler möchte einen kurzen Ausflug in die Tagespolitik bestreiten. Er habe sich heute 
gedacht, wozu man eigentlich in Ausschüssen sitze und sich plage, um ein Budget zu erstellen, wozu 
sitze man hier und diskutiere, wenn es Stellen und Bundesländer in Österreich gebe, die in Saus und 
Braus leben würden, die alles versprechen, alles zahlen, finanzunfähig und pleite sind, am 
Wochenende noch Geld verteilen, eine Bank haben, die sie als Selbstbedienungsladen hernehmen 
und hinterücks, wo wir hier sitzen, würden viele Hände in unseren Hosensack greifen und unser 
Steuergeld nehmen.  
Dazu müsse er sagen, dass für ihn der Moment erreicht wäre, wo er sich frage, wozu man sich das 
antue. Er glaube aber, wenn alle so denken würden, würde das Schiff wirklich untergehen und 
deswegen wieder zurück zu unserer Gemeinde. Er glaube, nirgends in Österreich gebe es heuer ein 
gutes Budget, was beschlossen worden wäre. Dies könne es nicht geben, jeder müsse mit den 
gleichen Umständen leben. Der eine habe mehr Betriebe, die ihm Geld einbringen würden, dafür 
habe er auf der anderen Seite wieder Sorgen. Wenn es ein gutes Budget geben würde, dann sei das 
für ihn ein ordentliches Budget.  
Kunstgriff hin oder her, wir seien ein Dienstleistungsbetrieb, d.h. wir haben soziale Einrichtungen 
unseren Bürgern anzubieten und andere Institutionen. Wir würden heuer mit Förderungen und 
Zuschüssen für Vereine und Institutionen € 311.000,-- ausgeben, also doch eine beträchtliche 
Summe. Dies seien alles Dinge, die der Bürger von uns in den letzten Jahren an Einrichtungen 
bekommen habe, die er jetzt auch gerne in Anspruch nehme und gewöhnt sei. Solange es irgendwie 
möglich wäre, solle man versuchen, diese Institutionen in diesem Umfang aufrecht zu erhalten. 2010 
werde dies sicher noch so funktionerien, 2011 werde es wahrscheinlich schwierig werden.  
Die Idee von GR. Hackl finde er absolut in Ordnung und er stimme dieser vollkommen zu. Bei ihm sei 
es ja auch darum gegangen, dass man sich nicht erst im Herbst zusammen setze und sage, 2011 
wird es knapp, was könne man noch tun.  
Es seien eine Vielzahl an Budgetposten, die noch durchzuforsten wären und auf die Aktualität zu 
überprüfen seien. Vielleicht gebe es auch noch die eine oder andere Möglichkeit, was man in 
Struktur- oder Synergiemaßnahmen mit anderen Gemeinden möglich wäre. Für ihn wäre es ein 
ordentliches Budget, was dem Bürger zeigen würde, dass man versuche, alles so lange es noch geht 
aufrecht zu erhalten. Dass es Einschnitte geben werde, dürfe man dem Bürger aber auch nicht 
verschweigen. Sie werden auch intern versuchen, Maßnahmen zu ergreifen, um das Ganze noch 
besser zu strukturieren, aber mit dem Budget solle man auch draußen ein Signal setzen, nicht dass 
alle jetzt den Kopf in den Sand stecken. Es müsse für die Bürger draußen auch eine Perspektive sein. 
Geld sei in jedem Haushalt weniger. Wenn es nun auch noch für soziale Einrichtungen weniger 
Zuschüsse gebe wäre das sicherlich im Moment der falsche Weg. 
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Vizebgm. Weichselbaumer teilt mit, dass er zu dem Ganzen eine Anregung geben wolle. Nämlich, 
dass wenn man mit den Menschen in Seewalchen rede, sei dies von den Auswirkungen her eine 
Katastrophe. Es sei so, dass im Fernsehen eine Bank damit werbe, dass wir die siebtreichste Nation 
der Welt seien, das sei in den Köpfen der Leute verankert. Wir würden alle miteinander so viel Geld 
haben. Und in Seewalchen würde darüber diskutiert, wenn man 5 Laternen aufstelle, müsse man 
woanders 5 weniger machen. Man sollte den Menschen wirklich  mitteilen, wo das Problem liegen 
würde, dass weniger Einnahmen reinkommen würden, dass man mehr Abgaben habe und dass es 
nicht so sei, dass man in der Gemeinde so schlecht wirtschafte, dass eben nur Seewalchen alleine so 
schlecht dastehen würde. Er würde auf dies ein besonderes Augenmerk legen, weil er sich nicht von 
den Leuten sagen lassen möchte, ja wenn man doch das siebtreichste Land der Welt sei, warum 
Seewalchen dann hinten und vorne kein Geld habe.  
 
 
GR Kaniak erklärt, dass er vielleicht auf die philosophischen Ausflüge seiner Vorredner noch zu 
sprechen kommen. Wenn er sich vorstelle, er wäre der Bürgermeister und hätte als Finanzreferent 
der Gemeinde ein Budget in einem Gremium über die Bühne zu bekommen und Oppositionsparteien 
als auch die Fraktionsführer der eigenen Partei würden sich mehr Sorgen machen als an und für sich 
der Bürgermeister selbst, aus dessen Worte eine zufriedene, gar nicht so dramatische Sache 
hervorgeht.  
Politisch ginge alles wunderbar über die Bühne, alle würden herrlich zustimmen. GV. Gaisbichler 
habe einige ganz wichtige Sachen gesagt, die man dreimal unterstreichen müsse. Er habe gesagt, 
wir seien ein Dienstleistungsunternehmen, das sei richtig. Wir haben öffentliche Aufgaben, öffentliche 
Leistungen, die der Bürger beanspruche. Und dann habe er noch gesagt, man müsse Signale setzen. 
D.h. auf Deutsch soviel, wenn man nichts habe und trotzdem Leistungen aufrecht erhalten wolle, wie 
sollten die Signale denn aussehen? Solle man sagen, wir kürzen da und dort, dies sei doch alles 
geschehen – in unserer Umgebung, in unseren Ländern, Nachbarländer speziell im Ostraum – da 
passiere das täglich.  
Er wolle gar nicht von Griechenland oder Spanien anfangen, da passiere das noch ärger. Wir seien ja 
noch in der glücklichen Lage, denn wir seien ja vermögend. Wir hatten 60 Jahre in der Gemeinde 
Seewalchen ein Vermögen. Er wolle wissen, ob jemand aus dem Stehgreif sagen könne, wie hoch 
die Vermögenslage der Gemeinde sei. So im Jahr 2000 herum wären es um die 195 Mio. öS 
Vermögen. Dies müsse sich doch gesteigert haben, weil man habe doch das Vermögen erweitert, 
man habe dazu gebaut, man habe investiert. Die Abschreibungen seien auch erfolgt, also 
Abnützungen.  
Aber die kleinen Versuche vor zwei Jahren über den Prüfungsausschuss, dass man unnütze Dinge 
an Grundstücken, oder unnütze Dinge im Immobilienbereich verkaufe, seien kläglich gescheitert. 
Diese Durchforstung würde er wieder anregen, denn Ing. Födinger habe dies damals sehr akribisch 
gemacht. Wenn man Leistungen bringen will und man habe kein Geld mehr, müsse man entweder 
die Leistung kürzen, aber das traue sich hier anscheinend niemand.  
Und dem Bürger zu sagen, dass er nicht mehr so viel bekomme, da müsse man sich erst den großen 
Brocken, die Sozialleistungen ansehen. Wo man mit einem riesen Korb und der Gießkanne durch das 
Land fahre und alle, die bei uns irgendwie Asyl schreiben würden, die würden mit der Gießkanne 
schon darüber gegossen. Heute wäre ein Artikel in der Zeitung gewesen, dass es vier Möglichkeiten 
gäbe, den Staat um die Gelder anzuzapfen. Man könne sicher sein, dass man hier keine unhumane 
Position einnehme, aber es müsse ja nicht gerade wie die Made im Speck sein, dass bei uns 
arbeitslose Österreich zum Teil weniger haben würden, als die Leute, die zu uns herein gekommen 
seien und in unser Sozialsystem noch überhaupt nichts einbezahlt haben. Dies sei natürlich 
hochbrisant politisch. Aber nun für die Gemeinde Seewalchen, was könne man tun?  
Es wurde festgestellt, dass sich die Oppositionspartei redlich bemühe, mit viel Einsatz eine Lösung zu 
finden. Man werde so lange keine Lösung finden, wenn man nicht bereit sei ganz gravierende 
Maßnahmen nach oben durchzubekommen, wie z.B. über den Gemeindebund, die Krankenkassen, 
die Krankenhausfonds. In Vöcklabruck und Gmunden wurden vollkommen sinnlose Sachen gebaut, 
was hunderte von Millionen kostet und kein einziger Bürgermeister rege sich auf. Die Beiträge würden 
steigen und man sitze alle da und schaue gemütlich zu, wie lustig weiter gebaut werde. Er habe nie 
von irgendeiner Seite einen Protest gehört, dass gesagt werde, ob mal ein Controlling beim 
Krankenhaus gemacht werde. Man zahle allein für das Krankenhaus - 2,4 Mrd. öS hätte das 
Krankenhaus bei den Planungen gekostet, derzeit liege man bei 560 Mio Euro. Man habe das 
Dreifache schon ausgegeben was geplant gewesen wäre.  
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Das seien die großen Brocken, da müsse was von den Bürgermeistern kommen. Es könne doch nicht 
sein, dass 53 Bürgermeister zusehen, wie das Geld in Vöcklabruck verbraten werde. Und 10-15 km 
weiter habe man das nächste Schwerpunktkrankenhaus und die würden auch bauen wie die Narren. 
Und dann würde man sich ansehen und traurig darüber sein, dass bei uns nichts weiter gehe. Da 
gehören Aktionen gemacht Dort wo die größten Verursacher seien, wo kein Controlling gemacht 
werde, wo kein Mensch mehr wisse, was wer wie zahle, da seien die Probleme. Und nicht die 
Kleinigkeiten.  
Man sehe sich die Nachbargemeinde an, die würden eine Schule mit Euro 17 Mio. bauen. 
Vorausschauend an einem richtigen Ort, verkehrstechnisch aufgeschlossen, würden das alte 
abreißen, machen Betreubares Wohnen und ein Altenheim. Natürlich würden die mehr Geld haben, 
aber was er damit meine und sehe sei, dass die das Geld richtig einsetzen würden. Bei uns sehe er 
das Problem, dass wir dahin wurschteln werden, weil man einfach den großen Wurf – ob das nun die 
Umfahrung sei, ob das die Schulen seien, oder das Industriegebiet, die Autobahnabfahrt, ob alle 
diese Chancen, auch eine Zusammenarbeit mit Schörfling möglich wäre.  
Man könne ja nicht einmal die kleinen Barrieren überspringen bei uns. Wie solle man dann die 
Großen schaffen? Dies seien seine Sorgen, wegen denen er eigentlich hier sitze. Wieso sitze man 
hier und unterhalte sich, wenn sich sowieso nichts ändere. Dies sei die Tragödie die man mitzutragen 
habe und alle die hier sitzen würden, werden sich die Frage stellen, was das alle bringen solle und 
wozu  man hier sitze. Aber wie gesagt, er sei immer noch optimistisch, dass man was ändern könne, 
wenn man Druck von unten mache. Und der würde kommen, wenn uns das Wasser bis zum Hals 
stünde. 
 
 
Der Bürgermeister antwortet, er könne jetzt nicht auf jede einzelne Wortmeldung eingehen, obwohl 
ihm sehr viel dazu einfallen würde. Aber einige Dinge möchte er doch ansprechen. GR. Kaniak habe 
seine Wortmeldung mit der Bereich der Opposition begonnen. Er frage sich, ob es denn bei uns eine 
Opposition gebe. Wer würde sich hier im Gemeinderat als Opposition definieren? Wer sei die 
Regierung? Er glaube, als Gemeinderat seien hier so eine Art Konzentrationsregierung. Wir würden 
hier sitzen, weil wir die Verantwortung für die Gemeinde Seewalchen übernommen hätten. Indem wir 
uns für die Kanditatur zum Gemeinderat zur Verfügung gestellten hätten, und für das eine oder 
andere Amt kandidiert hätte.  
Für ihn gebe es in diesem Gremien keine definierte Opposition. Außer es würde eine Fraktion sagen, 
sie würden sowieso nicht mitarbeiten und seien Opposition. Er sehe das nicht so und lade auch dazu 
ein, von den Vokabeln der großen Politik wieder Abstand zu nehmen. Man sitze hier alle in dem 
selben Boot und es schweiße die momentane Situation noch mehr zusammen als in früheren Zeiten, 
wo die finanzielle Situation besser gewesen sei. Es gäbe für ihn hier nur eine gemeinsame 
Verantwortung und er glaube, man sei hier auf einem gutem Weg und im Einvernehmen mit den 
Fraktionen auf einem durchaus zukunftsträchtigen Weg, alles gemeinsam über die Bühne zu bringen.  
Es müsse nicht immer alles einstimmig sein, aber er glaube das die wesentlichen Dinge gemeinsam 
ausdiskutiert und auch gemeinsam umgesetzt werden können.  
Zum Statement von GR.Kaniak, er mache sich keine Sorgen, stellt der Bürgermeister fest, dass das  
vielleicht der äußere Eindruck sei, der aber täusche. Er sei nun seit 12 Jahren hier in der Gemeinde 
tätig, nicht nur als Bürgermeister, sondern auch als Finanzreferent und er habe sich auch schon in 
Zeiten, als er noch Vizebürgermeister gewesen sei, mit der Budgetproblematik immer intensiv 
auseinander gesetzt.  
Er sei grundsätzlich ein Optimist und er glaube ein Bürgermeister habe das auch zu sein. In das 
allgemeine Gejammere werde er sicher nicht mit einstimmen. Er nehme die Sorgen aller, der Bürger 
und auch der Gemeinderäte, sehr ernst. Aber es mache die Situation um kein bisschen besser, wenn 
man immer nur darauf hinweise, was schlecht sei.  
Man wisse, dass die Rahmenbedingungen momentan schwierig seien, man wisse, dass die 
Prognosen für das Jahr 2010 sowie für das Jahr 2011 nicht rosig seien. Aber jetzt zu sagen, es sei 
sowieso alles sinnlos und man werde es nicht schaffen, aus diesem Schlamassel wieder heraus zu 
kommen, sei nicht seine Art. Er sei grundsätzlich eher ein Optimist als ein Pessimist. Dass er 
natürlich dort und da mit seinen Erwartungen nicht hundertprozentig richtig liege, dass auch 
manchmal etwas anders kommt als angenommen, sei von selbst zu verstehen.  
Zu den Angaben von GR. Kaniak zum Vermögen sei zu sagen, dass ein Gemeindevermögen von 
Euro 25 Mio. da sei. Von dem nur ein ganz, ganz kleiner Teil wäre theoretisch verwertbar wäre. 
Unsere Vermögenswerte seien im Großen und Ganzen Gebäude, Straßen. Die wenigen 
Liegenschaften, die einen wirklichen reelen Marktwert darstellten, seien ganz bewusst erst vor 
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kurzem erworben worden, um sie als Hauspfand für eventuelle Tauschgrundstücke in der Hinterhand 
zu haben.  
Was GR Födinger angeleiert habe, wurde auch intensiv verfolgt und es wäre auch ein kleiner Erfolg 
erzielt worden. Das, was nicht verwertbar gewesen wäre, besitze man immer noch. Er glaube nicht, 
dass diese kleinen Grundstücke, die als Randstreifen verwertbar wären, heute verwertbar wären. Er 
gebe GR. Kaniak recht, dass das Budget natürlich von den äußeren Rahmenbedingungen abhängig 
wäre und nicht so, dass wir uns in einem vollen Topf bewegen könnten.  
Aber da möchte er nochmal die Wortmeldung von GV. Gaisbichler aufnehmen, dass es ein 
ordentliches Budget sei. Nochmals möchte er ausdrücklich erwähnen, falls der Eindruck täuschen 
sollte oder der Eindruck entstanden sein sollte, dass er sich keine Sorgen mache, möchte er darauf 
hinweisen, dass er sich sowohl Sorgen mache. Dennoch sollte er sich freuen dürfen, wenn es noch 
gelingen sollte, ob jetzt als Kunstgriff oder wie auch immer, dass man den Haushalt ausgleichen 
könne. Man solle doch gemeinsam Stolz darauf sein, dass Seewalchen heuer noch keine 
Abgangsgemeinde geworden sei. Und daher wolle er doch auf ein bisschen Zuversicht bitten und 
lade auch dazu ein, dass Budget der Gemeinde Seewalchen gemeinsam zu beschließen und auch 
dazu zu stehen. 
 
 
GV. Berger K. antwortet, dass er den Bürgermeister verstehe bezüglich der Wortmeldung Koalition 
und solcher Dinge, da habe er durchaus Verständnis. Dass es leider Gottes nicht immer so sei, wisse 
man auch aus gemeinsamer Erfahrung. Sie seien sicherlich bereit, gemeinsame Sache zu machen. 
Sie seien aber nicht bereit sich anzuhören oder sagen zu lassen, dass sie beim Budget allgemeines 
Gejammere machen, nur weil sie es nicht so optimistisch sehen würden wie der Finanzreferent.  
Er glaube, man sollte ihre Sorgen sehr Wohl ernst nehmen und diese Sorgen nicht als allgemeines 
Gejammere und Schlechtreden eines Budgets sehen, wo nichts zum Gutreden sei. Sie seien 
genauso froh wie er als Finanzreferent und wie alle miteinander, dass man es heuer noch schaffe. Es 
sei ja nichts anderes als eine Finanzvorschau für das Jahr 2010.  
Aber die Sorgen und Ängste, die man habe, dürfe man sehrwohl auch hier kundtun und man möchte 
dies nicht als allgemeines Gejammere abgetan sehen, sondern als berechtigte Sorgen auch von 
Gemeinderäten, die die Sache genauso ernst nehmen würden, wie seine Fraktion und hoffentlich alle 
hier Anwesenden. 
 
 
GV. Gaisbichler erläutert die vorhergehende Meldung von GR. Kaniak bezüglich des Sozialhilfe-
verbandes und Krankenanstaltenfonds, dass alles ins Unermessliche steige und dass endlich ein 
Zeichen nach oben gesetzt werden solle. Dies seien Worte, die er noch von in den vergangen Jahren 
von GR. Hackl gehört habe, der gesagt habe, man müsse endlich in den oberen Instanzen klar 
machen, dass das so nicht weitergeht. GR. Hackl sei nun in der oberen Instanz, was habe er 
diesbezüglich bereits in die Wege geleitet, was habe er bisher in Angriff genommen ? Wie gehe er mit 
den Landes- und Bundespolitikern um ? Habe er diese schon konkret darauf angesprochen ? Wie 
seien die Reaktionen gewesen ? Welche Maßnehmen werde er setzen ? 
 
GR. Hackl antwortet, dass es ihn freue, dass er das gefragt werde, erklärt aber, dass GV. Gaisbichler 
relativ wenig Ahnung von den Gepflogenheiten des Nationalrates haben dürfte. Vor allem seien obere 
Instanzen beim Sozialhilfeverband sicher nicht national, sondern eben das Bezirksgremium unter 
Vorsitz des Bezirkshauptmannes und den Bürgermeistern. Die zweite Instanz wäre dann das Land 
Oberösterreich, wo er nicht vertreten sei. 
 
 
GR. Kaniak teilt mit, dass er das Demokratieverständnis vollkommen verstehe, und er wenn er die 
absolute Mehrheit und der Chef dieses Gremiums wäre, würde er natürlich auch alle vereinnahmen 
und sagen, wie seien alle Brüder. Er gönne das dem Bürgermeister wirklich. Nur diese jahrelangen 
Möglichkeiten, die diskutiert wurden, was sei da in den letzten Jahren nun wirklich gelungen. Wo 
seien die großen Akzente? Er habe schon mehrere aufgezählt, es hätte fünf große Brocken gegeben 
und keiner davon sei gelungen.  
Er sehe nur in der Umgebung, wie Gampern, Lenzing oder Schörfling, dass dort investiert werde. Er 
selbst investiere dort, weil er Hoffnung habe. Es müsse doch ein Ruck die ganze Partie gehen, wenn 
alle einer Meinung seien, würden doch alle an einem Strang ziehen. Und er frage sich, warum es 
dann trotzdem nicht weiter ginge. Und diese Frage stelle er sich, sonst nichts. 
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Der Bürgermeister antwortet darauf nochmals, dass, wie er die große Verbrüderung gemeint habe, 
wisse man natürlich, dass dies eine Zukunftsvision sei. Aber eines sollte man sich schon klar sein, 
dass man hier herinnen gemeinsam aufgerufen sei, gemeinsame Lösungen  zu finden.  
Es werde keine Wunderwuzi-Bürgermeister, noch einen Wunderwuzi-Gemeinderat, auch nicht einen 
Wunderwuzi-Nationalrat geben, der jetzt alles auf die Schiene bringen könne. Wenn, dann werde 
man diese großen Visionen auch nur gemeinsam schaffen.  
Er glaube, dass das große Ziel sei, unsere Gemeinde weiter zu entwickeln und dies sei in allen 
Fraktionen gleich angesehen. Die Wege dorthin können natürlich unterschiedlich sind. Zu den großen 
Brocken des Budgets, die uns belasten, diese Fixausgaben im Sozialhilfeverband und im 
Krankenanstaltenbeitrag könne er sagen, dass es grundsätzlich so sei, wie GR. Hackl schon gesagt 
habe, gerade das Sozialwesen sei landesgesetzlich geregelt und es seien die Finanzierung im Bezirk 
solidarisch aufgeteilt. Die eben sowohl zu einem Viertel aus den Sozialhilfeverbänden angelagert 
sind, die sich wiederum aus den Gemeindebeiträgen finanzieren, und dem Land Oberösterreich und 
den sonstigen Interessenten.  
Wenn das Land OÖ die gesetzlichen Rahmenbedingungen ändert und Qualitätsverbesserungen 
fordern würde und diese auch umzusetzen wären, koste dies natürlich. Wenn man sich die 
gesellschaftliche Alterspyramide ansehe und man wisse, dass die Leute länger, aber auch nicht 
gesünder leben, sondern zusätzlicher Pflegebedarf bestünde, könne man sich vorstellen, dass hier 
nur durch ein entsprechendes Einfrieren der Standars kurzfristig eine Erleichterung geschaffen werde 
könne.  
Nur beim Krankenanstaltenbeitrag könne GR. Hackl schon einmal in Wien, wenn diese Themik 
aufkomme, dies ansprechen. Denn bei den Krankenanstaltenbeiträgen habe man wirklich nichts 
mitzureden. Dort würden praktisch nur die Spitalsbetreiber und die Krankenkassen anschaffen, und 
wir könnten brav mitzahlen und man habe nicht in einem einzigen Gremium ein Mitspracherecht.  
Wenn hier bei der Verhandlung des neuen Finanzausgleiches das Thema auf die Tagesordnung 
kommen sollte, und dass müsse sein, so solle darüber geredet werden, dass wenigstens dieser 
Krankenanstaltenbeitrag wegkomme und sukzessive von den Gemeinden wegfällt und zu den 
anderen Zahlungsträgern komme. Das wäre für die Gemeinden zumindest ein paar Jahre lang eine 
große Entlastung. Denn bei uns seien das schon fast Euro 900.000,--. Wenn dies im neuen 
Finanzausgleich in drei  Etappen von uns wegfallen würde, hätten wir jährlich Euro 300.000,-- mehr, 
was wir nicht ausgeben müssten.  
Summa Summarum sei es ein schwieriges Budget, aber er dass es ein ordentliches Budget sei und 
er ersuche um Zustimmung. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über die gestellten Zusatzanträge einzeln durch Handheben abstimmen und 
stellt eine jeweilige einstimmige Annahme fest. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GR. Hackl gestellten Zusatzantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
 
3.  Mittelfristiger Finanzplan  

für die Jahre 2010 – 2013 
 
Wurde zu Beginn der Sitzung abgesetzt ! 
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4.  Budget 

Vorfinanzierungen 
 

Bgm.Reiter: 
 
a) Spielplatzoffensive 2009 

Im Rahmen der Spielplatzoffensive wurden im Jahr 2009 insgesamt € 130.000,- ausgegeben.  Die 
Finanzierung dieser Kosten erfolgt im Jahr 2009 mit Eigenmittel (SÜ 2008) in Höhe von € 38.500,- 
und Landesmittel in Höhe € 32.986,- . Der so verbleibende Abgang in Höhe von € 58.570,- wird im 
Jahr 2010 und 2011 mittels weiterer Landesmittel und Bedarfszuweisungmittel bedeckt (siehe im 
Finanzierungsplan).  Bis zur Flüssigmachung dieser Fördermittel ist eine Vorfinanzierung aus der 
ÖKK – Rücklage in eben dieser Höhe vorgesehen. 

 
b) Neue EDV – Anlage im Rathaus 

Die neue EDV – Anlage im  Rathaus wurde in diesen Tagen fertig installiert und in Betrieb 
genommen. Die Zahlung der dafür veranschlagten Gesamtkosten in Höhe € 49.500,- erfolgt Anfang 
Jänner 2010. Dieser Betrag soll auf die Dauer von fünf Jahren (2010 – 2014) aus der ÖKK – 
Rücklage vorfinanziert werden, wobei jedes Jahr ein Betrag in Höhe von € 10.000,- wieder an die 
Rücklage zurückgeführt wird. 

 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Ausgaben für die Spielplatzoffensive 09 sowie für die neue EDV – Anlage in der 
vorgeschlagenen Form aus der ÖKK – Rücklage vorzufinanzieren. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
5.  Feuerwehrtarife 

Aufheben der Tarifordnung vom 31.3.2005 und Erlassen einer Tarifordnung 2010 
 
Bgm.Reiter: 
Das Landes-Feuerwehrkommando OÖ hat eine neue, den derzeitigen Verhältnissen angepasste, 
Feuerwehr-Tarifordnung 2010 erarbeitet, in der die Index-Steigerung enthalten ist.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Feuerwehr-Tarifordnung 2010 zu beschließen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
6.  Tourismusabgabe 

Erlassen einer neuen Tourismusabgabe-Verordnung 
 
Bgm.Reiter: 
Durch die Oö. Tourismusrechts-Novelle 2009 ist es erforderlich die Tourismusabgabeordnung der 
Marktgemeinde Seewalchen zu ändern. Aufgrund der vielen Abänderungen erscheint es zur 
Übersichtlichkeit zweckmäßig, eine Neufassung der Tourismusabgabenordnung zu beschließen.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die vorliegende Tourismusabgabenordnung zu beschließen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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7.  Grundverkehr 

Informationen gemäß Oö. Grundverkehrsgesetz-Novelle 2006 
 
Bgm.Reiter: 
Zu folgenden grundverkehrsbehördlichen Verfahren wurde zwischenzeitlich vom Bürgermeister eine 
positive Stellungnahme abgegeben: 
 
Namen der Vertragsparteien                                                Gegenstand des Rechtserwerbs 
 
Gabriele Schneeweiss/                                                        Grundstück Nr. 1083/3, KG. Litzlberg 
Anna Schneeweiss                                                              im Ausmaß von 39 m²  
                                                                                            (Schenkungsvertrag) 
 
Anna Schneeweiss/ Sylvia Maria Motz/                        Grundstücke Nr. 1083/2, Baufläche .71       
Franz Josef Schneeweiss/Johann Schneeweiss                 KG. Litzlberg (Realteilungsvertrag) 
 
 
 
 
8.  Straßenbau 

Straßenbauprogramm 2010 
 
BA-Obmann Schachl: 
Auf Grund der Straßenbefahrung des Bauausschusses am 19.6.2009 wurde eine Reihung bezüglich 
Dringlichkeit der Straßenbauvorhaben erstellt. Für die ersten 10 der gegenständlichen Liste wurden 
Kostenschätzungen erstellt.  
 
Im Zuge der Straßenbefahrung wurde weiters vereinbart, für das Siedlungsgebiet Rosenau einen 
Etappenplan für die Sanierung der Straßenzüge zu erstellen. Für sämtliche Straßen im 
Siedlungsgebiet Rosenau wurden Kostenschätzungen erstellt. 
Aufgrund des Voranschlages stehen im Jahr 2010 für den Straßenbau €  135.000  zur Verfügung. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebürgermeister Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses im Jahr 2010 folgende 
Maßnahmen ins Straßenbauprogramm 2010 aufzunehmen und umzusetzen: 
- Sanierung Steindorf Zufahrt Neulinger                    Kostenschätzung            €    5.867,52 
- Haidach Teil 2                                                           Kostenschätzung            €  36.428,28 
- Reichersberg Zufahrt Kreuzer                                  Kostenschätzung            €  33.690,80 
- Fahrbahnteiler Königswiese                                     Gde.- Beitrag                   €  43.000,00 

 
Die Sanierung der Wagnerstraße (Kostenschätzung € 61.220,79) soll beim 
Straßenbauprogramm 2011 umgesetzt werden. 
 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte wissen, ob es beim Verkehrsteiler im Bauprogramm 
vorgesehen sei, dass dieser Teiler beleuchtet werde. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass er das nicht glaube. Aber er werde nachsehen, ob man dies noch 
berücksichtigen könne. 
 
GR. Kasper G. betont, dass bei der letzten Bauausschussitzung über den Etappenplan von der 
Rosenau überhaupt nicht gesprochen worden sei. Wie sehe der Eteppenplan aus ? Wann werde 
dieser umgesetzt oder wird er überhaupt umgesetzt?  
 
Vizebürgermeister Schachl erläutert den Etappenplan und teilt mit, dass Kostenschätzungen 
vorhanden sind. Aber auf Grund der Hohen Kosten könne man das sicher nicht auf einmal 
bewältigen, sodass es Jahre, er wolle nicht sagen Jahrzehnte dauere, je nach Finanzlage, es lasse 
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sich nicht von heute auf morgen verwirklichen. Man habe das Straßenbauprogromm schon 
abgespeckt, um etwas zu sparen und man werde sich jetzt überlegen müssen, wie weiter 
vorgegangen werde. Es sei aber richtig, dass das konkret noch nicht beraten worden sei.  Aber jetzt 
müsse man die Taschen leeren und einmal sagen, was leistbar sei. 
 
GR. Mayrhofer H. möchte noch zum Fahrbahnteiler etwas erötern. An und für sich sei der 
Fahrbahnteiler bei der Fa. Legat auch nicht beleuchtet und es sei wirklich finster. Er glaube aber, 
dass bei der Einfahrt zur Köniswiese eine Beleuchtung sei und er glaube, dass diese an und für sich 
nicht zu übersehen sei. 
 
GR Steinwendner teilt dazu mit, dass man, bevor man zu bauen beginne, das Bestmögliche heraus 
holen sollte. Und wenn dies fast nicht mehr kosten würde, möchte er doch anregen, das Beleuchtetes 
besser gesehen wird. Man solle sich anschauen, was es wirklich kostet und dann solle man es 
umsetzen. 
 
GV. Hemetsberger R. erklärt, dass man das niedrigste Straßenbauprogramm habe, finanzell 
eingeengt durch die Situation. Deswegen sei auch eine Prioritätenliste erstellt worden, was wirklich 
zwingend notwendig sei im Jahr 2010. In den Ausschüssen wurde dementsprechend auch beraten. 
Dies müsse man nun einfach zur Kenntnis nehmen, dass einfach nicht mehr Geld vorhanden sei. Es 
müsse all die Jahre nun gespart werden.  
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
9.  Straßenbeleuchtung 

Straßenbeleuchtungsprogramm 2010 
 
BA-Obmann Schachl: 
Es stehen im Jahr 2010 für die neue Straßenbeleuchtung 15.000€ zur Verfügung. Und für die 
Sanierung der Straßenbeleuchtung stehen im Jahr 2010  3.000€ zur Verfügung. Eine neue Laterne 
kostet ca. 800 €. Somit können 18 Stk neue Laternen im Jahr 2010 versetzt werden. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebürgermeister Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses folgende 
 Straßenbeleuchtungsmaßnahmen im Jahr 2010 umzusetzen 

-  4 Stück Laternen in der Rosenau (Bahnweg Richtung Kindergarten)    
-  5 Stück Laternen in Haidach (Haidacherstraße) 
-  2 Stück Laternen in Litzlberg (Litzlbergerstraße, Kalleitner bis Einfahrt Klimtstraße) 
-  5 Stück Laternen in Steindorf (alte Dorfstraße) 

 
Die Straßenbeleuchtung beim Amthof/Michaelbeuernstraße (5 Laternen) soll im Jahr 2011 
umgesetzt werden.             
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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10. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 – Änderung Nr. 46 

Einstellung des Verfahrens durch Zurückziehung des Antrages durch den Umwidmungswerber 
Umwidmung im Teilbereich des Grundstückes Nr.  27/11, KG. Litzlberg von Grünland auf          
Sonderausweisung des Grünlandes „Parkplatz“ (Gunda und Johann Gebetsroither, 
Unterbuchberg 1)  

 
BA-Obmann Schachl: 
Vom Amt der oö. Landesregierung wurden mit Schreiben vom 11.05.2009 Versagungsgründe zur 
geplanten Umwidmung mitgeteilt. Daraufhin wurde dem Amt der oö. Landesregierung seitens der 
Marktgemeinde Seewalchen am Attersee eine Stellungnahme zu den Versagungsgründen mit dem 
dringenden Ersuchen von der avisierten Versagung Abstand zu nehmen und die gegenständlicher 
Änderung im Rahmen einer Interessensabwägung – zu genehmigen, übermittelt. 
Von der Baurechtsabteilung wurde daraufhin der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee mitgeteilt, 
dass mit einem negativem Bescheid durch die Aufsichtsbehörde zu rechnen ist. Dies wurde daraufhin 
den Antragstellern mitgeteilt, worauf man sich um einen Versagungsbescheid zu entgehen auf eine 
Zurückziehung des Antrages durch die Antragsteller und der damit verbundenen Einstellung des 
Verfahrens geeinigt hat. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebürgermeister Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses das Verfahren zur Änderung 
Nr. 46 des Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 auf Grund der zu erwartenden 
aufsichtsbehördlichen Versagung einzustellen. Der Umwidmungsantrag der Ehegatten 
Johann und Gunda Gebetsroither, Unterbuchberg 1 wurde  mit Schreiben vom 08.09.2009 
zurückgezogen. 

 
 
GR Hackl teilt mit, dass er sich erinnern könne, dass es hier Nebenabsprachen gegeben hätte zur 
Junktimierung zum Ausgleichsbecken in Buchberg. Erwarte man hier Probleme, oder wäre das nun 
geklärt. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass dies geklärt sei. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
  
 
 
11. Bebauungsplan Nr. 57 „Königswiese - Kroiss“ 

Ergänzende Beschlussfassung (Grundsatzbeschluss vom 02.07.2008) 
Zusätzliche Aufnahme von Gestaltungsrichtlinien und Erläuterungen (Geschoßflächenzahl und 
Schallschutz) mit bindenden Vorschreibungen für die Bebauung im Bebauungsplan 

 
BA-Obmann Schachl: 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Umwelt- und Wasserwirtschaft wurde mit Schreiben vom 
11.08.2009 mitgeteilt, dass die Formulierung im Bezug auf den Schallschutz nicht ausreichend ist und 
daher dem Bebauungsplan nicht zugestimmt wird. Seitens der Abteilung Naturschutz wurde mit 
Schreiben vom 26.08.2009 eine Begrenzung des Bebauungsgrades in Form einer Festlegung einer 
Geschossflächenzahl als erforderlich erachtet. Seitens der Direktion Straßenbau und verkehr wurde 
mit Schreiben vom 21.08.2009 dem Bebauungsplan zugestimmt. 
Seitens der BH. Vöcklabruck, Abt. Forst- und Landwirtschaft wurde mit Schreiben vom 19.08.2009 
keine Einwände mitgeteilt. Von der Landwirtschaftskammer OÖ. wurde mit Schreiben vom 
18.08.2009 kein Einwand erhoben. Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebürgermeister Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses den Bebauungsplan Nr. 57 
„Königswiese – Kroiss“ des Ortsplaners Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 22.06.2009 
auf Grund der eingelangten Stellungnahmen der Landesbehörden, insbesondere  der 
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Abteilungen Naturschutz und Umweltschutz, in der schriftlichen Legende 
„Gestaltungsrichtlinien und Erläuterungen mit bindenden Vorschreibungen“ wie folgt zu 
ergänzen: 
Schallschutz:  
Zum Schutz von Seiten der Landesstraße sind Lärmschutzmaßnahmen z.B.: 
Lärmschutzfenster und zusätzlich Schalldämmlüfter usw. durchzuführen, wenn die 
Ausrichtung der Schlaf- und Kinderzimmer nordseitig (zur Landesstraße zugewandten Seite) 
ausgeführt wird. Für den Freiraum sind die Grenzwerte lt. Oö. Grenzwerteverordnung 1995 
einzuhalten. (Der Punkt 8 „Grundrissmäßige Anordnung“ in der schriftlichen Legende wird 
ersatzlos gestrichen.) 
Geschossflächenzahl GFZ: 
Bauplatzgröße von 600 bis 700 m²  - max. GFZ = 0,4 und 
Bauplatzgröße von 701 bis 900 m²  . max. GFZ = 0,35 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
Kündigung der Vereinbarung  zwischen der Marktgemeinde Seewalchen a. A. und Herrn 
Soupper vom 25. Februar 1956 
 
Lt. Auskunft von RA Dr. Haberl besteht im Zuge des Insolvenzverfahrens der Rumplmayr KG die 
Möglichkeit, die im Jahr 1956 mit Herrn Soupper abgeschlossene Vereinbarung aufzukündigen 
(Grundstück neben dem Kinderbad – siehe im Akt befindliche Planskizze). Die Kündigung müsste bis 
spätestens Ende Dezember 2009 beim Masseverwalter eingelangt sein.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Vereinbarung vom 25. Februar 1956, abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde 
Seewalchen und Herrn Soupper, mit sofortiger Wirkung zu kündigen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
12. Allfälliges 
 
a) GR Mayrhofer teilt mit, dass ihm aufgefallen sei, dass im Bereich, wo das Zelt beim 

Partnerschaftstag gestanden habe, immer wieder z.B. ein Autobus, oder heute ein Lkw stehen 
würden. Könne man hiergegen etwas unternehmen, dass auf diese Fläche keiner mehr 
reinfahren würde? 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass dieses Areal der Raiffeisenbank gehöre. Entweder könne man 
es absperren oder er habe vielleicht die Erlaubnis, dass er sich dorthin stellen dürfe. 

 
  AL Schmidt teilt mit, dass ihm das auch schon aufgefallen sei. Die Raiffeisenbank wurde bereits 

angeschrieben vor ca. zwei Wochen. Dabei geht es um die schweren Fahrzeuge, es wären ja  
nicht nur Busse, sondern auch Baufahrzeuge, die entlang der gesamten Straßengrundgrenze 
zum Grundstück zufahren, eventuell das Bankett beschädigen und er hat die Befürchtung, dass 
dann die Straße darunter leiden werde. Es gebe eine befestigte, geschotterte Zufahrt zu diesem 
Grundstück in einer entsprechenden Breite. Die Raiba wurde aufgefordert, die restliche 
Straßengrundgrenze abzuzäunen, damit nur diese eine Zufahrtsmöglichkeit genutzt werden 
könne. Wegen der Verunreinigung wäre ihm das noch nicht so aufgefallen. Wenn es natürlich für 
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den Straßenverkehr oder für Fußgänger gefährlich werden würde, würde man hier sofort etwas 
unternehmen.  

 
 
b)  GR Hackl möchte sich bedanken, dass nach ungefähr vier Monaten und endlich das Schlagloch 

in Gerlham saniert wurde. 
 
c)  GR Steinwendner teilt mit, dass am St.-L-Roth-Platz  zwei Linden stehen würden, und diese 

etwas gestutzt werden sollten oder ersetzt. Es würden Äste runter fallen, dies sei schon 
gefährlich. Es sei dort ziemlich viel Verkehr und man solle da etwas machen. 

 
d)  Der Bürgermeister antwortet, dass dies bereits in Vorbereitung sei und es schon ein Angebot von 

Christian Roither und dem Maschinenring gäbe. Man habe überlegt, dies jetzt schon zu machen, 
aber der Zeitpunkt sei falsch. Es wurde empfohlen, dies in der Vegetationsperiode zu machen. 
Man werde auch die Bäume am Pfarrer-M.-Schuster-Platz entsprechend einkürzen sowie einen 
Rück- und Kronenschnitt machen. Dies werde im Verlauf des Frühjares passieren. 

 
e)  Vizebürgermeister Weichselbauer teilt mit, dass er auf einem Konzert von Schneeberger in der 

Musikschule gewesen sei. Der Saal befinde sich im zweiten Stock und eine nette, ältere Dame 
habe ihn angesprochen, ob sie es noch erleben würde, dass ein Lift eingebaut würde. Er möchte 
ersuchen, dass man bei Kult.is wirklich einmal für klare Verhältnisse sorgen solle, und ihnen 
mitteilen solle, was Realistisch und was Unrealistisch sei. 

 
f)  Herr Bürgermeister antwortet, er glaube, dass dies die Frau Sonnleitner sei. Diese sei bereits an 

die 80 Jahre, jedoch noch sehr vital sei und sie sich bei Kult.is wirklich vorbildlich angangiere. Es 
sei ihr großes Anliegen, dort einen Lift zu bauen. Sie habe mit ihm bereits oft darüber 
gesprochen. Im Generalsanierungskonzept sei ein Lift eingeplant, nur wann dies umgesetzt 
werden soll, könne heute wirklich keiner konkret sagen. Aber er glaube bei der Rüstigkeit von 
Frau Sonnleitner wird diese es noch erleben. 

 
g)  GR Kaniak teilt mit, dass er noch mehrere Punkte zu besprechen hätte. Er möchte aber nur zwei 

Punkte noch ansprechen, weil hier kein Krieg, sondern nur Phantasie, gutes 
Verhandlungsgeschick und der Wille für die Gemeinde wirklich zukunftsorientierte Maßnahmen 
zu ergreigen, notwendig.  
Das Eine ist der Begriff Tourismus. Heute hätte man die Tourismusabgabe beschlossen, keiner 
wisse genau wie das laufe. Er möchte aber ein paar Zahlen in Raum stellen. Man habe in 
Seewalchen in den Jahren 1974-1975 eine gemeldete Nächtigungszahl von 112.000 erreicht. In 
Schörfling waren es damals 86.000. Wenn man dies zusammen lege, komme man ungefähr auf 
200.000 Nächtigungen. Damals sei die Meldemoral so ausgeprägt, dass mindestens 50% nicht 
gemeldet wurden, wenn nicht sogar mehr. Man könne also davon ausgehen, dass man in beiden 
Orten ca. 400.000 Nächtigungen gehabt habe.  
Derzeit sei man in Seewalchen in einer Situation, dass die letzten Leitbetriebe verschwinden 
würden, sodass man auf diesem Sektor höchstens derzeit noch einen Anteil an der Wirtschaft 
von 3% vielleicht haben werde.   
Dies seien Dinge, die man ohne viel Geld, nur  mit guten Verhandlungen und mit Perspektiven 
über die Bühne zu bringen seien. Dass wären Forderungen, die nichts kosten. Er würde anregen, 
dass man diese Konzepte einmal in Angriff nehmen solle und zumindest die rechtlichen 
Voraussetzungen schaffe, dass man das durchführen könne. 

 
h)  AL Schmidt möchte er die Gelegenheit wahrnehmen, sich im Namen der gesamten 

Gemeindebediensteten der Marktgemeinde bei den Gemeindevertreter, sowohl in der 
vorhergehenden als auch in der laufenden Periode, beim Gemeindevorstand, dieser speziell als 
Dienstbehörde, bei Herrn Bürgermeister, bei den Vizebürgermeistern und auch bei den 
Fraktionsobmännern herzlich für die gute Zusammenarbeit bedanken.  
Auch für die Nachsicht, wenn manchmal ein Fehler aufgetreten sei. Er könne aber hier 
versichern, dass das ganze Team, von A-Z, vom Bauhof bis zur Schule über das Amt, sich 
bemüht, die vom Gemeinderat gestellten Aufgaben und Forderungen nachzukommenl. Er 
wünsche besinnliche Weihnachtsfeiertage und einen guten Rutsch in das neue Jahr.  
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i)  Der Bürgermeister bedankt sich für die große Einstimmigkeit. Heute seien alle Beschlüsse 

einstimmig gewesen, das wäre noch nie der Fall gewesen. Dies solle ein gutes Zeichen für das 
schwierige Jahr 2010 sein. Er wünsche auch persönlich und im Namen der Gemeinde ein frohes 
Weihnachtsfest, ein paar besinnliche Feiertage und einen guten Rutsch ins schwierige, aber 
herausfordernde Jahr 2010.  

 
 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 12.11.2009 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:30 Uhr.  
 
 
 
      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL. Hans Schmidt)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 
 

Gegen die Verhandlungsschrift der Sitzung vom 15.12.2009 wurden keine Einwendungen erhoben 
und ist somit genehmigt.  
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 

 
 

Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                     (GV. Gaisbichler Stefan) 
 
 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
  (GV. Rudolf Hemetsberger)                      (GR.Wolfgang Vogel)   
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